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Die „Herren der Verträge"

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Oktober 1993 zu den
Maastrichter Verträgen

Das Bundesverfassungsgericht wies am 12. Oktober 1993 die Verfassungsbeschwerden gegen
den Maastrichter Vertrag ab, die der ehemalige EG-Beamte Manfred Brunner eingelegt hatte.
(Die Verfassungsbeschwerde von vier grünen Europa-Abgeordneten, die Demokratie-Defizite
auf dem Weg zur Politischen Union monierte, wurde verworfen.) Das Gericht ließ das Maas-
trichter Vertragswerk damit zwar passieren, formulierte allerdings in der 85seitigen Urteilsbe-
gründung weitreichende Vorbehalte, die die „Süddeutsche Zeitung" als Versuch wertete,
„ den künftigen Fortgang der europäischen Entwicklung unter Kuratel zu nehmen" (vgl. in den
vorliegenden „Blättern " den Beitrag von Jeremy Leaman, Maastricht-Karlsruhe und zurück).
Nachstehend dokumentieren wir die Leitsätze des Urteils im Wortlaut sowie Auszüge aus der
Urteilsbegründung. D. Red.

Leitsätze des Urteils (Wortlaut)

1. Im Anwendungsbereich des Art. 23 GG schließt Art. 38 GG aus, die durch die Wahl
bewirkte Legitimation und Einflußnahme auf die Ausübung von Staatsgewalt durch die Verla-
gerung von Aufgaben und Befugnissen des Bundestages so zu entleeren, daß das demokrati-
sche Prinzip, soweit es Art. 79 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 und 2 GG für unantast-
bar erklärt, verletzt wird.

2. Das Demokratieprinzip hindert die Bundesrepublik Deutschland nicht an einer Mitglied-
schaft in einer — supranational organisierten - zwischenstaatlichen Gemeinschaft, Vorausset-
zung der Mitgliedschaft ist aber, daß eine vom Volk ausgehende Legitimation und Einfluß-
nahme auch innerhalb des Staatenverbundes gesichert ist.

3. a) Nimmt ein Verbund demokratischer Staaten hoheitliche Aufgaben wahr und übt dazu
hoheitliche Befugnisse aus, sind es zuvörderst die Staatsvölker der Mitgliedstaaten, die dies
über die nationalen Parlamente demokratisch zu legitimieren haben. Mithin erfolgt demokrati-
sche Legitimation durch die Rückkopplung des Handelns europäischer Organe an die Parla-
mente der Mitgliedstaaten; hinzu tritt - im Maße des Zusammenwachsens der europäischen
Nationen zunehmend - innerhalb des institutionellen Gefüges der Europäischen Union die
Vermittlung demokratischer Legitimation durch das von den Bürgern der Mitgliedstaaten
gewählte Europäische Parlament.

b) Entscheidend ist, daß die demokratischen Grundlagen der Union schritthaltend mit der
Integration ausgebaut werden und auch im Fortgang der Integration in den Mitgliedstaaten
eine lebendige Demokratie erhalten bleibt.

4. Vermitteln - wie gegenwärtig - die Staatsvölker über die nationalen Parlamente demokrati-
sche Legitimation, sind der Ausdehnung der Aufgaben und Befugnisse der Europäischen
Gemeinschaften vom demokratischen Prinzip her Grenzen gesetzt. Dem Deutschen Bundes-
tag müssen Aufgaben und Befugnisse von substantiellem Gewicht verbleiben.
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5. Art. 38 GG wird verletzt, wenn ein Gesetz, das die deutsche Rechtsordnung für die unmittel-
bare Geltung und Anwendung von Recht der - supranationalen - Europäischen Gemeinschaf-
ten öffnet, die zur Wahrnehmung übertragenen Rechte und das beabsichtigte Integrationspro-
gramm nicht hinreichend bestimmbar festlegt (vgl. BVerfGE 58, 1 <37>). Das bedeutet
zugleich, daß spätere wesentliche Änderungen des im Unions-Vertrag angelegten Integra-
tionsprogramms und seiner Handlungsermächtigungen nicht mehr vom Zustimmungsgesetz
zu diesem Vertrag gedeckt sind. Das Bundesverfassungsgericht prüft, ob Rechtsakte der euro-
päischen Einrichtungen und Organe sich in den Grenzen der ihnen eingeräumten Hoheits-
rechte halten oder aus ihnen ausbrechen (vgl. BVerfGE 75, 223).

6. Bei der Auslegung von Befugnisnormen durch Einrichtungen und Organe der Gemein-
schaften ist zu beachten, daß der Unions-Vertrag grundsätzlich zwischen der Wahrnehmung
einer begrenzt eingeräumten Hoheitsbefugnis und der Vertragsänderung unterscheidet, seine
Auslegung deshalb in ihrem Ergebnis nicht einer Vertragserweiterung gleichkommen darf;
eine solche Auslegung von Befugnisnormen würde für Deutschland keine Bindungswirkung
entfalten.

7. Auch Akte einer besonderen, von der Staatsgewalt der Mitgliedstaaten geschiedenen
öffentlichen Gewalt einer supranationalen Organisation betreffen die Grundrechtsberechtig-
ten in Deutschland. Sie berühren damit die Gewährleistungen des Grundgesetzes und die Auf-
gaben des Bundesverfassungsgerichts, die den Grundrechtsschutz in Deutschland und inso-
weit nicht nur gegenüber deutschen Staatsorganen zum Gegenstand haben (Abweichung von
BVerfGE 58, 1 <37>). Allerdings übt das Bundesverfassungsgericht seine Rechtsprechung
über die Anwendbarkeit von abgeleitetem Gemeinschaftsrecht in Deutschland in einem „Ko-
operationsverhältnis" zum Europäischen Gerichtshof aus.

8. Der Unions-Vertrag begründet einen Staatenverbund zur Verwirklichung einer immer
engeren Union der - staatlich organisierten - Völker Europas (Art. A EUV), keinen sich auf ein
europäisches Staatsvolk stützenden Staat.

9. a) Art. F Abs. 3 EUV ermächtigt die Union nicht, sich aus eigener Macht die Finanzmittel
oder sonstige Handlungsmittel zu verschaffen, die sie zur Erfüllung ihrer Zwecke für erforder-
lich erachtet.

b) Art. L EUV schließt die Gerichtsbarkeit des Europäischen Gerichtshofs nur für solche Vor-
schriften des Unions-Vertrags aus, die nicht zu Maßnahmen der Union mit Durchgriffswirkung
auf den Grundrechtsträger im Hoheitsbereich der Mitgliedstaaten ermächtigen.

c) Die Bundesrepublik Deutschland unterwirft sich mit der Ratifikation des Unions-Vertrags
nicht einem unüberschaubaren, in seinem Selbstlauf nicht mehr steuerbaren „Automatismus"
zu einer Währungsunion; der Vertrag eröffnet den Weg zu einer stufenweisen weiteren Inte-
gration der europäischen Rechtsgemeinschaft, der in jedem weiteren Schritt entweder von
gegenwärtig für das Parlament voraussehbaren Voraussetzungen oder aber von einer weite-
ren, parlamentarisch zu beeinflussenden Zustimmung der Bundesregierung abhängt.

Auszüge aus der Urteilsbegründung

„Grundrechtsschutz auch gegenüber der Hoheitsgewalt der Gemeinschaft"

Die in der Präambel des Grundgesetzes angelegte und in Art. 23 und 24 GG geregelte Offen-
heit für eine europäische Integration hat zur Folge, daß grundrechtserhebliche Eingriffe auch
von europäischen Organen ausgehen können und ein Grundrechtsschutz dementsprechend
für das gesamte Geltungsgebiet dieser Maßnahmen gewährleistet werden muß; dadurch
erweitert sich insbesondere der räumliche Anwendungsbereich der Freiheitsrechte und die
Vergleichsperspektive bei der Anwendung des Gleichheitssatzes.
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